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Wien, am 

1988 09 13 

Ihr Zeichen/Ihre Geschäftszahl 
Ihre Nachricht vom 

Unsere Geschältszahl Sachbearbelter/Klap;J03 

18.450/154-1 B/88 Dr. Monika Eder-Paier/692� 

Betrell : 

Entwur f eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Wasserrechtsgesetz 1959 ge�ndert wird 

An 

1. das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst, Ballhausplatz 2, 
1014 Wien; 

2. das Bundesministerium für ausw�rtige Angelegenheiten, B�ll­
hausplatz 2, 1014 Wien; 

3. das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten, 
im Hause; 

4. das Bunde sministerium für Finanzen, Himmelpfortg. 4, 1010 \'!ien; 

5. das Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie, 
Radetzkystr. 2, 1030 Wien; 

6. das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, im Hause; 

7. das Bundesministerium für Inneres, Herreng.7, 1010 Wien; 

8. das Bundesministerium für Justiz, I'1useumstr. 7, 1070 1N"ien; 

9. das Bundesministerium für Landesverteidigung, Dampfschiff-
straße 2, 1033 \-Jien; 

10. das Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr, 
Radetzkystr.2, 1030 Wien; 

Bitte führen Sie unsere Geschäftszahl ln Ihrer Antwort an! 

Fernschreiber: 111145 und 111780 - OVR: 0000183 - Bankverbindung: PSK 5060007 
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11. das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport, 
l'1inoritenplatz 5, 1014 \.Jien; 

12. das Bundesministerium für \v'issenschaft und Forschung, 
l'1inoritenplatz 5, 1014 Wien; 

13. alle Ämter der Landesregierungeni 

14. die l'1agistratsdirektion der Stadt �ien, Rathaus, 1010 Wien; 

15. die Verbindungsstelle der Österreichischen Bundesländer bem 
Amt der Niederösterreichischen Landesregierung, Schenkenstr. 4, 
10101.Hen; 

16. den Verfassungsgerichtshof, Judenplatz 1010 Wien; 

17. den Verwaltungsgerichtshof, Judenplatz, 1010 Wien; 

18. den Rechnungshof, Dampfschiffstr. 2, 1033 Wien; 

19. die Gnneraldirektion der Österreichischen Bundesforste, 
Marxergasse 2, 1033 Wien; 

20. die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, Wiedner Haupt­
straße 63, 1045 Wien; 

21. den Österreichischen Arbeiterkammertag, Prinz Eugen-Str.20, 
1040 �Hen; 

22. die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs, 

23. den Österreichischen Gewerkschaftsbund, Hohenstaufeng. 10-12, 
1010 l,o/ien; 

24. den Österreichischen Landarbeiterkammertag, Marko dAvianog.1, 
1010 'vJien; 

25. die Finanzprokuratur, Singerstr. 17-19, 1010 Wien; 

. 26�das Präsidium des Nationalrates, Dr. Karl Renner-Ring 3, 
� 1017 Wien; 

27. die Universität für Bodenkultur, Gregor l'1endelstr. 33, 
1180 Wien; 

28. den Österreichischen Städtebund, Rathaus, 1082 Wien; 

29. den Österreichischen Gemeindebund, Johannesg. 15, 1010 Wien; 

30. den Hauptverband der Land- und Forstwirtschaftsbetriebe 
Österreichs, Schauflerg. 6/V, 1010 Wien; 

31. das Österreichische Normungsinstitut, Leopoldg. 4, 
Postfach 130, 1021 Wien; 
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32. die Bundes-Ingenieurkammer, Karlsg. 9, 1040 '"lien; 

33. die Österreichische Richtervereinigung, Justizpalast, 
Schmerlingplatz , 1 01 0 '�iien; 

34. den Österreichischen Rechtsanwaltskammertag, Rotenturmg. 13, 
1010 :dien; 

35. die Österreichische Gesellschaft für Gesetzgebungslehre, 
Freyung 6/2/2/4, 10'10 ',vien; 

36. die Vereinigung österreichischer Industrieller, Schwarzenberg­
platz 4, 1030 Wien; 

37. den Österreichischen �asserwirtschaftsverband, Marc Aurel­
Str. 5/4, 1010 ',vien; 

38. die Österreichische Vereinigung für das Gas- und w�sserfach, 
Schubertring 14, 10'10 \v'ien; 

39. den Verband der Elektrizitätswerke Österreichs, Brahmspl. 3, 
1040 1;!ien; 

40. die Österreichische Notariatskammer, Landesgerichtsstr. 20, 
1010 'wien; 

41. den Österreichischen Haus- und Grundbesitzerbund, Trattnerhof, 
1010 \"fien und 

42. den Umwelt- und \vasserwirtschaftsfonds, Reisnerstr. 4, 1030 \v'ien. 

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 24.Juni 

1988, Zl. G 1/88 u.a. die auf Entschädigung bezughabenden Wort­

folgen und Hinweise in den §§ 34 Abs. 4, 111 Abs.4, 114 Abs.1 und 

17 Abs. 1 WRG 1959 als verfassungswidrig aufgehoben. Damit besteht 

die Notwendigkeit einer verfassungskonformen Gestaltung des wasser­

rechtlichen Entschädigungsverfahrens. Der Verfassungsgerichtshof 

hat in seinem Erkenntnis ausdrücklich darauf hingewiesen, daß 

eine sukzessive Gerichtszuständigkeit, wie sie andere Enteignungs­

gesetze vorsehen, verfassungskonform wäre. 

Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft hat 

daher einen Entwurf über eine entsprechende Neuregelung des 

Entschädigungsverfahrens im Wasserrecht ausgearbeitet. Dabei 

konnte auf einen Vorentwurf zurückgegriffen werden, der im 

Frühjahr 1986 bereits einer beschränkten Vorbegutachtung unter­

zogen worden war. Der vorliegende Entwurf orientiert sich an den 
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Ergebnissen der damaligen Begutachtung und versucht, eine ent­

sprechend praxisgerechte Lösung anzubieten. Abweichungen von dem 

als Grundlage verwendeten Bundesstraßengesetz ergeben sich einer­

seits aus der Berücksichtigung der vielfach an jenem Gesetz ge­

übten Kritik, andererseits aus der Tatsache, daß "Enteigner" nach 

dem Wasserrechtsgesetz auch Wasserverb�nde und Gemeinden, Wasser­

genossenschaften oder gar Einzelpersonen sein können und insoweit 

eine mit dem Bundesstraßenrecht nicht vergleichbare Situation 

vorliegt. 

Die Aufhebung der bisherigen Bestimmungen tritt mit Ablauf 

des 31. Dezember 1988 in Kraft. Eine rasche Neuregelung ist somit 

unumgänglich. 

Aus diesem Grund ersucht das Bundesministerium für Land­

und Forstwirtschaft um Stellungnahme zum beiliegenden Entwurf 

bis 

längstens 20. Oktober 1988; 

Es darf ausdrücklich darauf hingewiesen werden, daß der 

vorliegende Entwurf seiner Dringlichkeit wegen losgelöst von den 

sonstigen Überlegungen zu einer Novellierung des Wasserrechtsge­

setzes 1959 behandelt werden muß. 

Es wird ersucht, 25 Ausfertigungen der do. Stellungnahme 

dem Präsidium des Nationalrates zu übermitteln und davon das 

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft in Kenntnis zu 

setzen. Dem Präsidium des Nationalrates wurden 25 Ausfertigungen 

des zur Begutachtung ausgesendeten Entwur fes übermittelt. 

Für 
der 

Der Bundesmini.ter: 

Dipl. - Ing. R i e g I e r 
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E N T W U R F 

Bundesgesetz vom , mit dem das 

wasserrechtsgesetz 1959 geändert wird. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das wasserrechtsgesetz 1959, BGBl.Nr. 215, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl.Nr. 207/1069, der Kundmachung 

BGBl.Nr. 36/1970, der Bundesgesetze BGBl.Nr. 50/1974, 

390/198 3 und 2 38/1985 sowie der Kundmachung BGBl.Nr. 

509/1988 wird geändert wie folgt: 

1. Dem § 34 Abs. 4 wird der Hinweis " (§ 117)" angefügt. 

2. Dem § 111 Abs. 4 zweiter Satz wird der Hinweis 

" (§ 117)" angefügt. 

3. § 114 Abs. 1 lautet: 

" (1) Im Verfahren über bevorzugte Wasserbauten (§ 100 

Abs. 2) ist über die Notwendigkeit, den Gegenstand und den 

Umfang von zwangsrechten (§ 60) sowie über betroffen�, 

Dritten zu leistende Entschädigungen und Beiträge (§ 117) 

erst nach Erteilung der wasserrechtlichen Bewilligung -

soweit nicht Übereinkommen oder im Bewilligungsbescheid 
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aus öffentlichen Rücksichten verfügungen getroffen wurden 

- in einem gesonderten Verfahren vom Landeshauptmann zu 

verhandeln und abzusprechen." 

4. § 117 Abs. 1 lautet: 

" (1) Über die Pflicht zur Leistung von Entschädigungen, 

Ersätzen, Beiträgen und Kosten, die entweder in diesem 

Bundesgesetz oder in den für die Pflege und Abwehr be­

stimmter Gewässer geltenden Sondervorschriften vorgesehen 

sind, entscheidet, sofern dieses Bundesgesetz (§§ 18 

Abs. 6 und 26) oder die betreffende Sondervorschrift 

nichts anderes bestimmt, die Wasserrechtsbehörde. In der 

Entscheidung ist auszusprechen, ob, in welcher Form (Sach­

oder Geldleistung), auf welche Art, in welcher Höhe und 

innerhalb welcher Frist die Leistung zu erbringen ist. 

Gebotenenfalls können auch wiederkehrende Leistungen und 

die Sicherstellung künftiger Leistungen vorgesehen sowie 

die Nachprüfung und anderweitige Festlegung nach be­

stimmten Zeiträumen vorbehalten werden." 

5. Dem § 117 werden folgende Abs. 4 bis 6 angefügt: 

" (4) Gegen Entscheidungen der Wasserrechtsbehörde nach 

Abs. 1 ist eine Berufung nicht zulässig. Die Entscheidung 

tritt außer Kraft, soweit vor Ablauf von drei Monaten nach 

Zustellung des Bescheides die gerichtliche Entscheidung 

beantragt wird. Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung 

kann ohne Zustimmung des Antragsgegners nicht zurückge­

nommen werden. Bei Zurücknahme des Antrages gilt mangels 

anderweitiger vereinbarungen die wasserrechtsbehördlich 

festgelegte Leistung als vereinbart. 
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(5) Der durch die Einräumung eines Zwangsrechtes Be­

günstigte kann das Gericht nicht anrufen, wenn er die was­

serrechtsbehördlich festgesetzte Leistung erbracht hat, 

ohne sich spätestens gleichzeitig ausdrücklich die An­

rufung des Gerichtes vorbehalten zu haben. 

(6) zuständig ist jenes Bezirksgericht, in dessen Sprengel 

sich der Gegenstand der Enteignung oder Belastung oder der 

für die Festlegung von Ersätzen, Beiträgen und Kosten maß­

gebliche Gegenstand befindet. Auf das Verfahren finden die 

Bestimmungen des Eisenbahn-Enteignungsgesetzes 1954, BGBl. 

Nr. 71, sinngemäße Anwendung." 

6. Im § 118 Abs. 3 zweiter Satz werden die Worte "ersten 

Instanz" durch das Wort "Wasserrechtsbehörde" ersetzt. 

7. § 144 erster Satz lautet: 

"Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes und der zu 

einzelnen Bestimmungen erlassenen Ausführungsgesetze der 

Länder ist der Bundesminister für Land- und Forstwirt­

schaft im Einvernehmen mit den beteiligten Bundes­

ministern, mit der vollziehung des § 117 Abs. 5 und 6 

der Bundesminister für Justiz betraut." 

Artikel 11 

Sind im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes 

Berufungsverfahren in Angelegenheiten des § 117 Abs. 1 

WRG 1959 anhängig, dann gilt die Tatsache der Anfechtung 

der Entscheidung der Wasserrechtsbehörde erster Instanz 

als Anrufung des Gerichtes im Sinne des § 117 Abs. 4; 
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§ 117 Abs. 5 findet keine Anwendung. Die Berufungsbehörde 

hat die Angelegenheit dem zuständigen Bezirksgericht abzu­

treten und die Parteien hierüber schriftlich in Kenntnis 

zu setzen. 

Artikel I I I  

(1) Die zuständigkeit zur Vollziehung des Art. I dieses 

Bundesgesetzes richtet sich nach § 144 WRG 1959 in der 

Fassung des Art. I Z 7 dieses Bundesgesetzes. 

(2) Mit der Vollziehung des Art. I I  ist der Bundesminister 

für Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit dem 

Bundesminister für Justiz betraut. 

Artikel IV 

Dieses Bundesgesetz tritt mit{Jänner 1989 in Kraft. 
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V O R B L A T T 

Problem: 

Mit Erkenntnis vom 24. Juni 1988, GZ G 1/88 u.a. hat der 

Verfassungsgerichtshof die auf Entschädigungen bezüglichen 

wortfolgen und Hinweise in den §§ 34 Abs. 4, 111 Abs. 4, 

114 Abs. 1 und 117 Abs. 1 WRG 1959 als verfassungswidrig 

aufgehoben, wobei die Aufhebung mit Ablauf des 

31. Dezember 1988 in Kraft tritt. 

Ziel und problemlösung: 

Daraus ergibt sich die Notwendigkeit einer Neuregelung des 

Entschädigungsverfahrens im wasserrecht ab 1. Jänner 1989. 

Um die Vorteile der verwaltungsbehördlichen zuständigkeit 

für alle mit einem Wasserbau verbundenen Fragen im Inter­

esse aller Beteiligten so weit als möglich beizubehalten, 

soll eine bloß sukzessive Gerichtszuständigkeit eingeführt 

werden. 

Alternative: 

Keine. 

Kosten: 

Da keine neuen staatlichen Aufgaben vorgesehen sind, 

sondern lediglich in beschränktem Umfang bestimmte Ange­

legenheiten von der Verwaltung auf die Gerichtsbarkeit 

übertragen werden, ist eine zusätzliche Belastung des 

Bundeshaushaltes nicht zu erwarten. 
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E R L Ä U T E R U N  G E N 

Allgemeiner Teil 

Das wasserrechtsgesetz 1959 sieht vor, daß über die nach 

diesem Bundesgesetz sowie nach bestimmten Sondervor­

schriften (Hochwasserschutzgesetzen) zu leistenden Ent­

schädigungen, Ersätze, Beiträge und Kosten die Wasser­

rechtsbehörden zu entscheiden haben. Damit verbleibt der 

Rechtszug im Bereich der Verwaltung, eine Kontrolle der V­

erwaltungstätigkeit erfolgt durch den verwaltungsgerichts­

hof und den Verfassungsgerichtshof. Diese Regelung weicht 

von der anderer Enteignungsgesetze ab, die sehr wohl eine 

Gerichtszuständigkeit für die Entscheidung über Ent­

schädigungen vorsehen. Motiv für die wasserrechtliche 

Regelung war in erster Linie die dadurch gegebene Möglich­

keit, in e i n  e m Verfahren a l l  e mit einem 

Vorhaben zusammenhängenden Fragen erörtern zu können. Dies 

liegt im Interesse aller Beteiligten und gibt die Möglich­

keit, 1m Falle der Berührung fremder Rechte nicht bloß 

über allfällige zwangsrechte, sondern auch über die hiefür 

zu leistenden Entschädigungen verhandeln und damit viel­

fach auch Übereinkünfte zwischen den Beteiligten erzielen 

zu können, wodurch Zwangsmaßnahmen entbehrlich werden. 
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Die verwaltungsbehördliche zuständigkeit für Ent­

schädigungen war bereits vielfach Gegenstand von Kritik, 

zB beim 9. Österr. Juristentag. Das Bundesministerium für 

Land- und Forstwirtschaft hat daher schon 1985/86 einen 

Entwurf über die Einführung einer sukzessiven Gerichtszu­

ständigkeit für Entschädigungsverfahren im Wasserrecht zur 

Diskussion gestellt. Auf vielfachen Wunsch aller be­

troffener Kreise wurde aber dieser Entwurf nicht weiter 

verfolgt; es blieb bei der bewährten Praxis der alleinigen 

verwaltungsbehördlichen Zuständigkeit in Entschädigungs­

fragen. 

Nun hat der verfassungsgerichtshof mit Erkenntnis vom 

24. Juni 1988, GZ. G 1/88 u.a. die auf Entschädigungen be­

züglichen Wortfolgen und Hinweise in den §§ 34 Abs. 4, 111 

Abs. 4, 114 Abs. 1 und 117 Abs. 1 als verfassungswidrig 

aufgehoben und hiezu ausgeführt: 

"1. Der Verfassungsgerichtshof vertritt in Über­

einstimmung mit der Bundesregierung die Auffassung, daß 

die Entscheidung über Ansprüche auf Enteignungsent­

schädigung "civiI rig�ts" im Sinne des Art. 6 Abs. 1 MRK 

betrifft. 

Dies aus folgenden Gründen: 

a) aa) Die Anerkennung des zivilrechtlichen 

Charakters des Anspruches auf Enteignungsentschädi gung 

(ungeachtet der öffentlich-rechtlichen Natur des vom Staat 

als Hoheitsträger gesetzten Enteignungsaktes selbst) ent­

spricht der bisherigen ständigen Rechtssprechung des Ver­

fassungsgerichtshofes. So hat der verfassungsgerichtshof 
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in VfSlg. 2154/1951 bei der Einordnung eines auf den Er­

satz von Besatzungsschäden, also auf Schadenersatz ge­

richteten Anspruchs, ausdrücklich festgehalten und betont, 

daß derartige Ansprüche ohne Rücksicht darauf privatrecht­

licher Natur sind, 

"Ob das schädigende Ereignis selbst, aus dem die 
Kläger ihren vermeintlichen Anspruch ableiten, dem 
privaten oder öffentlichen Rechte zugehört. Denn die ge­
samte österreichische Rechtsordnung hat in voller Über­
einstimmung mit der im § 1338 ABGB niedergelegten grund­
legenden Ansicht grundsätzlich, d.h. soweit nicht sonder­
gesetzlich anderes bestimmt ist, die Stellung bezogen, daß 
Schadenersatzansprüche ohne Rücksicht auf die rechtliche 
Eigenart des schädigenden Ereignisses als privatrechtliche 
Ansprüche vor die ordentlichen Gerichte gehören. Dieser 
Standpunkt ist beispielsweise grundsätzlich im Enteig­
nungsverfahren feststellen, da die aus dem verwaltungsakt 
der Enteignung abgeleiteten Schadenersatzansprüche in der 
Regel - zumindest letzten Endes - von den ordentlichen Ge­
richten festzustellen sind." 
( Hervorhebungen nicht im Original) 

Ganz ähnlich hat der verfassungsgerichtshof in 

VfSlg. 3167/1957 für einen auf Art. 27 des Staatsvertrages 

von Wien, BGBI. 152/1955, gestützten vermögensrechtlichen 

Anspruch ausg�sprochen: 

"Art. 27 Abs. 2 des Staatsvertrages hat der Födera­
tiven volksrepublik Jugoslawien das Recht eingeräumt, öst­
erreichische vermögenschaften, Rechte und Interessen, die 
sich im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Staatsvertrages 
auf jugoslawischem Gebiet befinden, zu beschlagnahmen, zu­
rückzubehalten oder zu liquidieren. Im Verhältnis zu den 
österreichischen Staatsbürgern kommt die Wirkung dieser 
Norm ei�er Enteignung gleich. Wenn sich daher die öster­
reichische Regierung verpflichtet hat, österreichische 
Staatsangehörige, deren Vermögen aufgrund dieses Para­
graphen herangezogen wird, zu entschädigen, so ist dies 
die Zusage einer Schadloshaltung im Sinne des § 365 ABGB. 
Es handelt sich daher um einen privatrechtlichen Anspruch. 
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Für diese Natur des Anspruches spricht auch, daß in der 
überwiegenden Mehrzahl der das Enteignungsverfahren 
regelnden Gesetze bestimmt wird, daß die Festsetzung der 
Höhe der zu leistenden Entschädigung gerichtlich erfolgt . 

• . .  Daß in den positiv geregelten Fällen zumeist der 
Richter im Verfahren außer Streitsachen abspricht, ist für 
das Ergebnis dieser untersuchung nicht entscheidend, weil 
es hier bei Fehlen einer Verfahrensregelung nur auf die 
rechtliche Natur des Anspruches selbst ankommt." (Hervor­
hebungen nicht im Original) 

In den bisher genannten Erkenntnissen des Verfas­

sungsgerichtshofes hat dieser die Frage der Rechtsnatur 

einer Enteignungsentschädigung nur am Rande und als 

Argument für seine unzuständigkeit nach Art. 1 37 B-VG zur 

Entscheidung über Ansprüche auf Schadloshaltung verwendet 

(vgl. in diese Richtung auch VfSlg. 10045/1984; in VfSlg. 

3287/1957 und 3 348/1958 wurde die Frage der privatrecht­

lichen Natur des Entschädigungsanspruches für die als Ent­

eignung bewerteten verstaatlichungen ausdrücklich unbeant­
wortet gelassen). 

Viel deutlicher hat der verfassungsgerichtshof in 

VfSlg. 8065/1977 das Verhältnis, "in welcher Weise sich 

Enteignungswerber und Enteigner (richtig: Enteigneter) in 

bezug auf die Entschädigung gegenüberstehen", "als privat­

rechtliches" bezeichnet und begründet (S. 359). Zwar hat 

der Verfassungsgerichtshof den Schluß, daß im Ent­

schädigungsverfahren "die Parteien einander wie Bürger 

'unter sich' (§ 1 ABGB) gegenüberstehen", aus einer Ana­

lyse des damals anzuwendenden, im Bundesstraßengesetz 1971 

konkret geregelten Enteignungsentschädigungsrechts ge­

zogen. Gleichwohl betont der verfassungsgerichtshof unter 

Hinweis auf die Materialien zum Eisenbahnenteignungsgesetz 

und auf die Lehre, daß "diese Einordnung ... traditionel­

ler Anschauung" entspricht. Entgegenstehende Auffassungen 

lassen nach Meinung des Verfassungsgerichtshofes den 
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Unterschied außer Acht, der zwischen der Enteignung 

einerseits und jenem Rechtsverhältnis andererseits 

besteht, das den Entschädigungsanspruch beherrscht. 

Schließlich hat der Verfassungsgerichtshof auch in 

seinen den Rückübereignungsanspruch bei zweckverfehlender 

Enteignung bejahenden Erkenntnissen VfSlg. 8980, 8981 und 

8982/1980 ausdrücklich den privatrechtlichen Charakter der 

Enteignungsentschädigung betont. So hat er in VfSlg. 

8981/1980 ausgeführt: 

"Wie der Verfassungsgerichtshof zu verschiedenen 
Enteignungsregelungen der österreichischen Rechtsordnung 
festgestellt hat, ist dafür kennzeichnend, daß darin 
Elemente des öffentlichen mit solchen des privaten Rechtes 
verknüpft sind: So wurde klargestellt, daß die Enteignung 
selbst öffentlich-rechtlichen Charakter hat, während die 
Entschädigungsfrage privatrechtlich zu beurteilen ist " 

bb) Auch die Lehre geht überwiegend von der 

privatrechtlichen Natur der Enteignungsentschädigung aus 

( Ehrenzweig, System des österreichischen allgemeinen 

Privatrechts 1/2, Sachenrecht, 1957, S. 2 30; Jesch, Wert­

begriffe und Enteignungsentschädigung,· ÖJZ 1962, S. 5 35; 

Klang, Kommentar zum ABGB 11 2), S. 193 f.; Rummel­

Schlager, Enteignungsentschädigung, 1981, S. 61, FN 184; 

Spielbüchler, in Rummel, ABGB, Rdz 8 zu § 365). Die Be­

gründung dafür, soweit eine solche überhaupt versucht 

wird, stellt zumeist ( vgl. etwa Spielbüchler, a.a.O.) auf 

die konkreten enteignungsgesetzlichen Regelungen, insbe­

sondere auf die Gerichtszuständigkeit und die Möglichkeit 

eines privatrechtlichen Übereinkommens nach § 22 Eisen­

bahnenteignungsgesetz 1954, ab ( ähnlich Ehrenzweig, 

a.a.O., FN 96, sowie insbesondere Herrnritt, Grundlehren 

des verwaltungsrechtes, 1921, S. 420). 
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Vor allem bei älteren öffentlich-rechtlichen 

Schriftstellern ( Layer, Principien des Enteignungsrechtes, 

1902, S. 48 3 f., unter Hinweis auf Grünhut, Roesler, 

Prazak und O. Mayeri vgl. auch Herrnritt, a.a.O., s. 420) 

findet sich mit Rücksicht auf die Einheitlichkeit des 

Rechtsinstitutes der entschädigungspflichtigen Enteignung 

sowie wegen der Deutung des Entschädigungsanspruchs als 

einer vom Enteignungsanpruch untrennbaren Bedingung ( so 

Layer) aber auch die Behauptung, daß "die Pflicht des 

staates zur Entschädigung unter das 'öffentliche Recht '" 

( so noch Ermacora, Handbuch der Grundfreiheiten und 

Menschenrechte, 1963, S. 151) fällt. Für wasserrechtliche 

Entschädigungsansprüche aufgrund von Enteignungen hat 

Peyre� ( Das österreichische Wasserrecht, 1880, S. 598, 

60 3) bei seiner Kommentierung des § 87 Reichswasserrechts­

gesetz 1869 - entgegen der dort im Abs. 2 vorgesehenen 

Gerichtszuständigkeit für die Bestimmung strittiger Ent­

schädigungen, auf die noch zurückzukommen sein wird - von 

der Enteignung als einem "Gegenstand des öffentlichen 

Rechtes und des öffentlichen Interesses" geschlossen, daß 

"auch die Ausmittlung der Entschädigung ihrer Natur nach, 

als ein Bestandteil des Enteignungsverfahrens, einen 

Gegenstand des öffentlichen Rechtes ( bildet) und ... nicht 

in die Competenz des Civilrichters ( fällt)". 

ce) Der verfassungsgerichtshof ist der Meinung, daß 

der Entschädigungsanspruch im Gefolge einer Enteignung 

trotz seines zusammenhanges mit diesem öffentlich-recht­

lichen Hoheitsakt zivilrechtlicher Natur ist. Aus § 1 ABGB 

läßt sich ableiten, daß jene Rechtsverhältnisse und -an­

sprüche dem Privatrecht zuzuzählen sind, die zwischen den 

Einwohnern des Staates, also den natürlichen und 
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juristischen Personen als Rechtssubjekten "unter sich" be­

stehen ( Bydlinski in Rummel, ABGB, Rdz 5 zu § 1). Der Ver­

fassungsgerichtshof hat bereits in VfSlg. 9580/1982 ausge­

sprochen, daß jene Rechtsbeziehungen Gegenstand des 

Privatrechtes sind, bei denen es im Sinne des § 1 ABGB "um 

das Verhältnis zwischen den Beteiligten selbst geht". 

Klassische Aufgabe des Privatrechtes ist es·, so hat er 

formuliert, die gegenüber den Mitbürgern bestehenden 

Rechtspositionen zu umschreiben. Auch wenn aus besonderen 

Gründen ein öffentliches Interesse an einem bestimmt'en 

Rechtszustand besteht, so macht eine von diesem Interesse 

bestimmte Regelung des Verhältnisses zwischen den Rechts­

genossen dieses noch nicht zu einer Materie des öffent­

lichen Rechts. Auch dann bleibt eine Regelung der Be­

ziehungen der Bürger "unter sich" ihrer Struktur nach 

Zivilrecht ( VfSlg. 9580/1982). 

Diese vom Verfassungsgerichtshof ursprünglich zur Aus­

legung des Kompetenztatbestandes "Zivilrechtswesen" gemäß 

Art. 10 Abs. 1 Ziff. 6 B-VG angestellten rechtsbegriff­

lichen Überlegungen treffen auch auf gesetzlich einge­

räumte Entschädigung�ansprüche im Gefolge von Ent­

eignungen, hier Enteignungen nach dem WRG, zu. Denn der 

Enteignungswerber, dessen Antrag das Enteignungsverfahren 

auslöst und der in den Genuß des zivilrechtlichen Eigen­

tums oder eines sonstigen zivilen Rechtes am Enteignungs­

gegenstand gelangt, tritt dem Enteigneten - anders als die 

Enteignungsbehörde - grundsätzlich auf gleicher Ebene ent­
gegen. Der Entschädigungsanspruch des Enteigneten als 

Privatrechtssubjekt besteht gegenüber dem znteignungs­

werber, d.i. das durch die Enteignung begünstigte Privat­

rechtssubjekt. Die gesetzliche vorkehrung einer Ent­

eignungsentschädigung bildet sohin eine Regelung des Ver-
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hältnisses zwischen einander rechtlich gleichgeordneten 

Rechtsgenossen; sie ist ihrer Struktur nach eine Regelung 

der Beziehungen der Bürger "unter sich" i.S. des § 1 ABGB. 

( In diese Richtung für wasserrechtliche Enteignungsent­

schädigungen schon Randa, Das österreichische wasserrecht, 

1891, S. 116 f.) 

Daran ändert der Umstand nichts, daß häufig die 

öffentliche Hand als Enteignungswerber auftritt. Auch wenn 

nämlich der Bund, ein Land oder wie im vorliegenden Fall 

eine Gemeinde im Wege der Enteignung neuer zivilrecht­

licher Eigentümer wird, so erlangt die Gebietskörperschaft 

diese Rechtsposition als Träger von Privatrechten i.S. der 

Art. 17 oder 116 Abs. 2 B-VG. Selbst dort, wo ein und 

derselbe Rechtsträger, wie etwa der Bund nach dem Bundes­

straßengesetz, als Enteignungswerber und als Enteigner 

auftritt, trennt das Enteignungsrecht des Bundesstraßenge­

setzes streng zwischen der Bundesstraßenverwaltung als 

Enteignungsantragstellerin und der Bundesstraßenbehörde 

als Enteignungsbehörde. Wie auch aus der Möglichkeit 

privatrechtlicher vereinbarungen zwischen den Parteien 

über den Entschädigungsanspruch hervorleuchtet, tritt so­

hin der Enteignungswerber, mag es sich auch um eine 

öffentlich-rechtliche Körperschaft handeln, dem Ent­

eigneten im Bereich der Entschädigung stets auf der Ebene 

des Privatrechtes gegenüber. Der OGH (24.4.1969, 1 Ob 

80/69, JBI. 1970, S. 481) hat demgemäß die privatrecht­

liche Natur des Anspruches auf Enteignungsentschädigung 

damit begründet, daß eine durch eine Enteignung be­

günstigte und zur Entschädigung verpflichtete Gemeinde 

"selbst einem obrigkeitlichen Auftrag nachzukommen ( hat), 

der ihr in einem Verfahren erteilt wurde, in dem sie eben­

so Partei stellung hatte wie die Enteigneten. Die von ihr 
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zu erbringende Leistung hat die Funktion eines Preises, 

bezüglich dessen Bezahlung die • • .  Gemeinde den Ent­

eigneten keinesfalls im Verhältnis von Über- und Unter­

ordnung gegenübersteht; sie hat ihnen gegenüber hier weder 

Befehls- noch zwangsbefugnisse. Die Erfüllung der ihr 

selbst von der Obrigkeit bescheidmäßig auferlegten 

Leistungspflicht muß deshalb als Akt der Wirtschaftsver­

waltung angesehen werden (vgl. dazu auch SZ 38/107; EvBl. 

1968/87 und die dort zitierte Judikatur und Literatur)". 

dd) Für den privatrechtlichen Charakter des An­

spruchs auf Enteignungsentschädigung spricht aber auch 

dessen rechtssystematische Nähe zu den Schadenersatzan­

sprüchen (vgl. dazu Rummel, Enteignungsentschädigung, 

S. 64). Ähnlich anderen, eindeutig als privatrechtlich 

qualifizierten Haftungsfällen ohne Rechtswidrigkeit und 

Verschulden (z.B. §§ 364 und 1306 a ABGB) geht es bei der 

Entschädigung für Enteignung als einem Fall der Eingriffs­

haftung um eine dem zivilrechtlichen Schadenersatz durch­

aus vergleichbare Funktion, d.i. der Ausgleich der durch 

die Enteignung als schädigendem Ereignis bewirkten Ver­

möganseinbuße. Der verfassungsgerichtshof hat in den 

bereits angeführten Erkenntnissen VfSlg. 2154/1951 und 

VfSlg. 3167/1957 gerade aus dieser Sachnähe von Ent­

eignungsentschädigungs- und Schadenersatzansprüchen deren 

gemeinsame Zugehörigkeit zum Privatrecht dargetan (vgl. 

auch VfSlg. 4605/196 3, S. 843). 

ee) Im Sinne der in VfSlg. 9580/1982 entwickelten 

vorgangsweise muß zusät�lich zur begrifflichen, auf den 

Wortlaut des § 1 ABGB abstellenden, sowie zur systema­

tischen, die Nähe zum Schadenersatzrecht benutzenden Be­

trachtung, auch der historische Aspekt des Zivilrechtsbe-
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griffes herangezogen werden, um die zugehörigkeit der Ent­

eignungsentschädigung zum Zivilrecht zu begründen. Wie be­

reits in VfSlg. 9580/1982 dargetan, gewinnt der Begriff 

des Zivilrechtes erst feste Konturen, wenn er als "ein von 

der verfassung vorgefundener, historisch gewordener" ver­

standen wird. Daß das positive Recht bereits im 19. Jahr­

hundert im später von der Republik übernommenen und für 

das Enteignungsrecht vielfach paradigmatisch verstandenen 

Eisenbahnenteignungsgesetz 1878 (EEG) von der Enteignungs­

entschädigung als einem unbestritten privatrechtlichen 

Institut ausgeht, beweisen insbesondere die Materialien zu 

jenem Gesetz. So ist im Motivenbericht ( 365 BlgHH, V I I I. 

Sess., wiedergegeben bei Kaserer, Das Gesetz vom 

18. Februar 1878 betreffend die Enteignung zur Herstellung 

und zum Betriebe von Eisenbahnen, 1878, S. 32, 3 3, 52), 

von der "privatrechtlichen Seite der Enteignung" die Rede, 

"nämlich bei den Fragen des Subjektes und des Umfanges der 

zu leistenden Entschädigung" sowie von den beiden "sach­

lichen Faktoren, nämlich dem Gegenstand, dessen Beur­

teilung dem öffentlichen Rechte angehört, und die dem 

Privatrechte angehörige Entschädigung". Im zusammenhang 

mit § 22 EEG wird auf die darin behandelte Frage einge­

gangen, "welche in erster Linie privatrechtlicher Natur 

ist, weil sie lediglich die Entschädigung betrifft". Zu 

beachten ist ferner der Ausschußbericht des Abgeordneten­

hauses ( 719 BlgAH, V I I I. Sess., Kaserer, a.a.O., S. 89), 

wo die Trennung der "dem öffentlichen Rech� angehörigen 

und naturgemäß in die Competenz der Verwaltungsbehörden 

fallenden Feststellung des Gegenstandes der Enteignung und 

... (der) in Folge ihres privatrechtlichen Charakters der 

Competenz der Gerichtsbehörden unterliegende (n) Ent­

schädigungsfrage" angesprochen wird. Kautsch (Das Gesetz 

vom 18. Februar 1878 betreffend die Enteignung zum Zwecke 
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der Herstellung und des Betriebes von Eisenbahnen, 1895, 

s. 65 f.) übernimmt diese Auffassung, wenn er in der Ent­

schädigungsfrage "mit Rücksicht auf ihren privatrecht­

lichen Charakter den Schwerpunkt in die Intervention der 

Gerichte" gelegt sieht und das Recht des Enteigneten auf 

angemessene Schadloshaltung "mit Rücksicht darauf, daß es 

auf den Ersatz eines Vermögensschadens geht., als Privat­

recht" bezeichnet. In diesem zusammenhang erscheint es 

nicht unwesentlich, daß auch das Reichswasserrechtsgesetz 

vom 30.5.1869, RGBl. Nr. 93, und die dieses ausführenden 

und ergänzenden Landeswasserrechtsgesetze, die bis zum 

WRG 19 34 in Geltung standen, über Enteignungsentschädigun­

gen zwar vorerst die verwaltungsbehörde erkennen ließen, 

"wenn die Beteiligten sich dabei nicht beruhigen" (so § 87 

Abs. 2 RWRG 1869) aber die Zuständigkeit der Zivilgerichte 

zur Entschädigungsfestsetzung anordneten. Mag diese 

Gerichtszuständigkeit gerade für das Wasserrecht auch auf 

Kritik gestoßen sein (vgl. Peyrer, a.a.O., S. 603 f.), so 

wird doch daraus die Absicht des historischen Gesetzgebers 

deutlich, Enteignungsentschädigungsansprüche im Falle 

ihrer Strittigkeit als privatrechtliehe Ansprüche von den 

Zivilgerichten entscheiden zu lassen. (Diese gesetzgeber­

ische Absicht, die hier allein von Bedeutung ist, wird 

auch ausdrücklich bestätigt von Prazäk Das Recht der Ent­

eignung in Österreich, 1877, S. 5 3, FN 15, S. 20 3, 

Herrnritt, a.a.O., S. 420, und Layer, a.a.O., S. 485, 

mögen diese Autoren auch vom öffent�ich�echtlichen Wesen 

der Enteignungsentschädigung ausgehen.) 

ff) Insgesamt zeigen sohin rechtsbegriffliche, 

-systematische und -historische Argumente, daß nach öster­

reichischem Rechtsverständnis ungeachtet vereinzelter Zu­

ständigkeiten von Verwaltungsbehörden zur vorläufigen Ent-
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scheidung über die Entschädigung vom zivilrechtlichen 

Charakter des Anspruches auf Enteignungsentschädigung aus­

zugehen ist. Um Mißverständnisse zu vermeiden, betont der 

verfassungsgerichtshof, daß mit der Bejahung der zivil­

rechtlichen Natur der Enteignungsentschädigung noch keine 

Aussage über die Einordnung diesbezüglicher Regelungen in 

das Gefüge der bundesstaatlichen Kompetenzverteilung nach 

den Art. 10 bis 15 B-VG getroffen ist (vgl. dazu VfSlg. 

9580/1982, S. 416, und Pernthaler, Zivilrechtswesen und 

Landeskompetenzen, 1987, S. 44). 

b) Der verfassungsgerichtshof vertritt weiters die 

Auffassung, daß Entschädigungsansprüche nach § 60 Abs. 2 

in verbindung mit § 117 Abs. 1 WRG, soweit diese für die 

Enteignung von Liegenschaften oder für den zwangsweisen 

Entzug anderer zivil rechtlicher Rechtspositionen vom Ge­

setzgeber begründet wurden, als "zivilrechtliche An­

sprüche" ("civil rights") nach Art. 6 Abs. 1 MRK anzusehen 

sind. Wie der verfassungsgerichtshof bereits in den, für 

die diesbezügliche Auslegung des Art. 6 Abs. 1 MRK maß­

geblichen Erkenntissen VfSlg. 5100 und 5102/1965 (vgl. 

jetzt auch G 129/87 u.a. vom 16. Dezember 1987 sowie 

G 211, 212/87 vom 10. März 1988) ausgesprochen hat, sind 

unter den "civil rights" des Art. 6 Abs. 1 MRK nicht nur 

solche Rechte zu verstehen, die nach der nationalen 

Rechtsordnung den Gerichten zur Entscheidung zugewiesen 

sind. Unabhängig davon, wie weit der Begriff der "civil 
. . . 

rights" nach Art. 6 Abs. 1 MRK im einzelnen reicht, ging 

der verfassungsqerichtshof jedoch in den angeführten Er­

kenntnissen bereits davon aus, daß Ansprüche und Ver­

pflichtungen, deren Geltendmachung eine bürgerliche 

Rechtssache im Sinne des § 1 JN ist, "aber jedenfalls 

unter den Begriff ziviler Rechte im Sinne des Art. 6 
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Abs. 1 MRK" fallen. Wasserrechtliche Entschädigungsan­

sprüche aufgrund von Enteignungen sind (vgl. a) nach 

österreichischem Rechtsverhältnis bereits an sich zivil­

rechtliche Ansprüche und damit bürgerliche Rechtssachen. 

Der gemäß § 60 Abs. 2 in Verbindung mit § 117 Abs. 1 WRG 

für Enteignungen eingeräumte Entschädigungsanspruch zählt 

daher schon deshalb zu den "civil rights" im Sinne von 

Art. 6 Abs. 1 MRK. 

Aber auch wenn mit dem EGMR (Fall König, EuGRZ 

1978, 406) und der EKMR (Sporrong und Lönnroth, 7151, 

7152/75, Bericht 8.10.1980, § 133) ein "autonomes Kon­

zept" unter Lösung vom Verfahrensrecht und vom materiellen 

Recht des von einer Beschwerde betroffenen Staates bei der 

Auslegung des Art. 6 MRK verfolgt wird (Miehsler, in: 

Internationaler Kommentar zur EMRK, 1986, Rdz 56 ff. zu 

Art. 6), zählt der Anspruch auf Enteignungsentschädigung 

zu den "civil rights" im Sinne des Art. 6 Abs. 1 MRK. Dem 

Verfassungsgerichtshof erscheint es ebenso wie der EKMR 

(Andorfer Tonwerke, 7987/77, Bericht 1 3.12.1979, DR 18, 

42, und Bericht 8.4.1982, DR 32, 107 f.; vgl. auch 

Sporrong und Lönnroth, 7151, 7152/75, Bericht 8.10.1980, 

EuGRZ 1980, 660; abweichend allerdings EGMR, Fall Sporrong 

und Lönnroth, Serie A 52, 29- EuGRZ 198 3, 52 3) richtig, 

das Enteignungsverfahren in die Enteignung als solche, die 

als verwaltungssache außerhalb des Kernbereiches des 

Art. 6 Abs. 1 MRK �nzu�ehen ist (VfSlg. 8981/1�80, 

B 874/87 vom 10. März 1988), und in die Festsetzung der 

Enteignungsentschädigung zu zerlegen, "which concerns the 

determination of the civil rights and obligations of the 

expropriated party". Art. 6 Abs. 1 MRK ist daher auf Ver­

fahren in vollem Umfang anwendbar, in denen über die Ent­

eignungsentschädigung abgesprochen wird (vgl. auch 

Miehsler, a.a.O., Rdz 122 f.). 
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2. Gemäß Art. 6 Abs. 1 MRK muß über "civi1 rights", 

sowie auch über die in § 34 Abs. 4, § 60 Abs. 2, § 111 

Abs. 4 sowie § 117 Abs. 1 WRG vorgesehenen Ansprüche auf 

Enteignungsentschädigung, "von einem unabhängigen und 

unparteiischen, auf Gesetz beruhenden Gericht 

('Tribunal')" entschieden werden. Es steht außer Zweifel, 

daß die vom WRG zur Entscheidung über Entschädigungsan­

sprüche berufenen Wasserrechtsbehörden (vgl. diese in § 98 

Abs. 1 WRG) keine derartigen Tribunale sind. Der Verfas­

sungsgerichtshof hat daher zu prüfen, ob die nachprüfende 

Kontrolle der Entscheidungen der Wasserrechtsbehörden über 

Enteignungsentschädigungen durch den Verwaltungsgerichts­

hof (gegebenenfalls gemeinsam mit deren Kontrolle durch 

den verfassungsgerichtshof) den verfassungsrechtlichen 

Anforderungen des Art. 6 MRK genügt. 

Die Bundesregierung vertritt in ihrer Äußerung die 

Auffassung, "daß der durch die beiden Gerichtshöfe des 

öffentlichen Rechtes gewährleistete Rechtsschutz gegen 

Entscheidungen der Wasserrechtsbehörde über zivilrecht­

liche Ansprüche vor dem Hintergrund des Wortlautes des 

Art. 6 Abs. 1 EMRK und der hiezu ergangenen, keineswegs 

eindeutigen Judikatur des EGMR den verfahrensgarantien 

dieser Bestimmung noch als genügend angesehen werden 

könnte". 

Der verfassungsgerichtshof kann der Bundesre­

gierung, wie sich bereits aus seinen Erkenntnissen 

G 129/87 u.a. vom 16. Dezember 1987 und G 211, 212/87 vom 

10. März 1988 ergibt, hinsichtlich der Entscheidung über 

zivilrechtliche Entschädigungsansprüche, insbesondere auch 

über Ansprüche auf Enteignungsentschädigung, nicht zu-
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stimmen. Bereits im Erkenntnis G 129/87 u.a. vom 

16. Dezember 1987 hat der Verfassungsgerichtshof in Abkehr 

von seinem Vorerkenntnis VfSlg. 5100/1965 für die Ent­

scheidung über den Ersatz von Jagd- und Wildschäden ausge­

sprochen: 

"Demnach verlangt Art. 6 Abs. 1 MRK, daß über 
zivil rechtliche Ansprüche und verpflichtungen oder über 
die Stichhaltigkeit der strafrechtlichen Anklage ein 
Tribunal selbst entscheidet. Die Bedeutung dieser Garantie 
läßt sich nicht allein aus dem Text des Art. 6 ablesen. Im 
Erkenntnis G 181/86 u.a. vom 14. Oktober 1987 hat der Ver­
fassungsgerichtshof - dem Erkenntnis VfSlg. 10.291/1984 
folgend - unter Heranziehung des Art. 5 MRK und des öster­
reichischen Vorbehalts zu diesem Artikel dargelegt, daß 
ein den Organisationsgarantien des Art. 6 MRK ent­
sprechendes Tribunal das Verfahren nach den Garantien des­
selben Artikels durchzuführen und auf Grund der Ergebnisse 
dieses Verfahrens selbst zur Strafe zu verurteilen hat. 
Der so für den Bereich des Strafrechtes ermittelte Inhalt 
des Art. 6 muß offenbar auch für den Kernbereich der civil 
rights gelten. Einer Auslegung, nach der für die Ent­
scheidung über zivilrechtliche Ansprüche und Ver­
pflichtungen die Garantie eines Tribunals weniger wirksam 
wäre als für die Entscheidung über strafrechtliche An­
klagen, bietet der Text der Konvention keine Handhabe. 
Auch in der Literatur werden insofern unterschiede nicht 
behauptet (vgl. Frowein-Peukert, Kommentar zur Euro­
päischen Menschenrechtskonvention, 1985, RdZ 37 ff zu 
Art. 6). Daß diese Gleichstellung mit dem Strafrecht frei­
lich nur für die Entscheidung über zivilrechtliche An­
sprüche und verpflichtungen selbst gelten kann und nicht 
auch für Streitigkeiten (öffentlich-rechtlicher Natur), 
die solche Ansprüche und Verpflichtungen nur in ihren Aus­
wirkungen betreffen, hat der verfassungsgerichtshof im 
w;ede�holt genannten Erkenntnis B 267/86 vom 14. Oktober 
1987 ausführlich dargelegt; zur Vermeidung von Wieder­
holungen sei auf dieses Erkenntnis ( I I.4.f.dd) verwiesen. 
Anders als die dort behandelten Verwaltungsmaterien gehört 
aber die Entscheidung über den Ersatz von Jagd- und Wild­
schäden ihrer rechtlichen Natur nach zur traditionellen 
Ziviljustiz . ... 

Die besonderen Ziele und Folgen eines Zivilver­
fahrens machen es wohl möglich, der Entscheidung durch das 
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Tribunal ein Verfahren vor einer weisungsgebundenen Ver­
waltungsbehörde vorzuschalten. Es reicht aus, wenn das 
letztlich maßgebliche Tribunal auf Grund selbständiger 
Feststellung und würdigung der Tat- und Rechtsfragen die 
Sachentscheidung fällt. Für diese Aufgabe ist der Ver­
waltungsgerichtshof aber ungeachtet seiner weitgehenden 
Entscheidungsbefugnis nicht eingerichtet." 

Der Verfassungsgerichtshof bleibt bei dieser 

Rechtsmeinung. Nach Auffassung des Verfassungsgerichts­

hofes genügt die bloß nachprüfende Kontrolle verwaltungs­

behördlicher Entscheidungen durch den Verwaltungsgerichts­

hof den Anforderungen des Art. 6 Abs. 1 MRK zwar dann, 

wenn verwaltungsbehördliche Entscheidungen "civil rights" 

lediglich in ihren Auswirkungen betreffen (wie dies in 

B 267/86 vom 14. Oktober 1987 hinsichtlich baupolizei­

licher verwaltungsakte und in B 874/87 vom 10. März 1988 

hinsichtlich einer straßenrechtlichen Baubewilligung der 

Fall war). 

Der verfassungsgerichtshof schließt sich insoweit 

auch dem EGMR an, der in seinem Urteil im Fall Le Campte 

(EuGRZ 1981, 55 3 f.) ausdrücklich ausgeführt hat: 

"Weder bei den zivilrechtlichen Streitigkeiten noch 
bei den strafrechtlichen Anklagen • . •  unterscheidet Art. 6 
Abs. 1 zwischen Tatsachenproblemen und Rechtsfragen. 
Beiden kommt die gleiche ausschlaggebende Bedeutung für 
den Ausgang eines Verfahrens über 'zivilrechtliehe An­
sprüche und Verpflichtungen' zu. Der 'Anspruch auf ein 
Gericht' ... und auf eine gerichtliche Entscheidung der 
Streitigkeit ... gilt daher für beide gleichermaßen." 

Und weiters: 

"Denn das Gericht 'entscheidet die Rechtssachen 
nicht in tatsächlicher Hinsicht' ... , so daß sich eine 
Vielzahl von Gesichtspunkten der 'Streitigkeiten' über 
'zivilrechtliehe Ansprüche und verpflichtungen' seiner 
Überprüfung entzieht . . •  Zusammenfassend ergibt sich, daß 
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die Sache ... nicht von einem mit umfassender Ent­
scheidungsbefugnis ausgestatteten Gericht 'öffentlich' ge­
hört worden ist. In dieser Hinsicht ist nach den Umständen 
des vorliegenden Falles Art. 6 Abs. 1 verletzt worden." 

Im Fall Albert und Le Compte (EuGRZ 1983, 193) hat 

der EGMR den "Anspruch auf ein Gericht" "und auf eine ge­

richtliche Entscheidung der Streitigkeiten zugestanden 

... , und zwar sowohl für die Tatsachenprobleme als auch 

für die Rechtsfragen". Unter derselben Z 29 (EuGRZ 1983, 

193) wird für zivilrechtliehe Ansprüche eine "controle 

ultärieur d'un organe judiciaire de pleine juridiction " 

zugesichert. (Darunter ist gemäß Council of Europe (ed.), 

Legal Terms, Supplement 1985, Straßburg 1986, eine 

"jurisdiction to deal with all aspects of a case", also 

das Befassen mit allen Aspekten eines Falles, zu ver­

stehen). Auch daraus wird nach Meinung des EGMR wohl die 

Notwendigkeit einer vollen Kontrollbefugnis des nach 

Art. 6 Abs. 1 MRK garpntierten Tribunals deutlich. 

Dabei verkennt der Verfassungsgerichtshof nicht, 

(wie er bereits in seinem Erkenntnis VfSlg. 5100/1965 

feststellte und wie auch die Bundesregierung in ihrer 

Äußerung zu Recht ausführt), daß der verwaltungsgerichts­

hof auch die Tatsachenfeststellungen der belangten Behörde 

im Wege der verfahrensrechtlichen Kontrolle des ange­

fochtenen Bescheides einschließlich der diesem zugrunde 

liegenden Be�eiswürdigung unter Zuhilfenahme eigener Be­

weisaufnahmen (VwSlg. 9723 A/1978) zu überprüfen vermag 

(Ringhofer, Der Sachverhalt im verwaltungsgerichtlichen 

Bescheidprüfungsverfahren, in: Lehne-Loehenstein­

Schimetschek, Hrsg., Die Entwicklung der österreichischen 

Verwaltungsgerichtsbarkeit, 351 ff, 371 f). Der Verfas­

sungsgerichtshof sieht sich auch im Rahmen des vorliegen­

den Gesetzesprüfungsverfahrens veranlaßt, festzustellen, 
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daß die genannte Sachverhaltskontrolle durch den Ver­

waltungsgerichtshof bei (öffentlich-rechtlichen) Streitig­

keiten mit Auswirkungen auf "civiI rights" (wie er zuletzt 

auch in seinem Erkenntnis vom 14. Oktober 1987, B 267/86, 

aussprach) durchaus hinreicht, um den von Art. 6 Abs. 1 

MRK aufgestellten verfassungsrechtlichen Anforderungen an 

ein kontrollierendes und streitentscheidendes Tribunal zu 

genügen. Lediglich bei jenen, ihrem Wesen nach dem Bereich 

des herkömmlichen Zivilrechtes zuzuzählenden Ansprüchen, 

wie den im vorliegenden Gesetzesprüfungsverfahren zu 

untersuchenden Entschädigungsansprüchen, hält der Verfas­

sungsgerichtshof auf Grund Art. 6 Abs. 1 MRK eine Sachent­
scheidung durch ein, dieser Vorschrift genügendes 

Tribunal, dem die selbständige Feststellung und Würdigung 

der Tat- und Rechtsfrage obliegt, für unabdingbar. 

Der Verfassungsgerichtshof hält schließlich die 

Feststellung für notwendig, daß er mit dem EGMR (Fall Le 

Compte, EuGRZ 1981, 55 3) unter dem Aspekt des Art. 6 

Abs. 1 MRK nichts dagegen einzuwenden findet, daß auch 

über zivilrechtliche Ansprüche nach Art einer Enteignungs­

entschädigung vorerst eine verwaltungsbehörde entscheidet, 

sofern nur danach ein Gericht die Befugnis besitzt, über 

die Enteignungsentschädigung einschließlich der Ent­

schädigungshöhe auf Grund eigener Tatsachenfeststellung zu 

entscheiden (so auch Matscher, Die Verfahrensgarantien der 

EMRK in Zivilrechtssachen, ÖZöffR 1980, 15) . Ein 

derartiges Entschädigungsverfahren, wie es zahlreiche 

andere österreichische Enteignungsvorschriften kennen, 

sieht aber das WRG nicht vor. 

Die in Prüfung gezogenen Worte und wortfolgen in 

§ 117 Abs. 1 WRG sind sohin als verfassungswidrig aufzu-
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heben, weil sie die Entscheidung über die Enteignungsent­

schädigung nach § 60 Abs. 2 WRG einer verwaltungsbehörde 

überlassen, die nicht mit den Garantien des Art. 6 Abs. 1 

MRK ausgestattet ist. Die im Spr�ch angeführten Worte und 

Wortfolgen der §§ 34 Abs. 4, 111 Abs. 4 zweiter Satz und 

114 Abs. 1 WRG sind aufzuheben, weil sie durch direkten 

Verweis auf § 117 WRG oder durch die inhaltliche Bezug­

nahme darauf ebenfalls die Entscheidungszuständigkeit 

einer dem Art. 6 Abs. 1 MRK nicht genügenden Verwaltungs­

behörde bei Enteignungsentschädigungen nach dem WRG be­

gründen. 

IV. Der Verfassungsgerichtshof verkennt nicht die 

von der Bundesregierung hervorgehobene Notwendigkeit, ein­

gehende Überlegungen vor einer gesetzlichen Neuregelung 

der Entscheidungszuständigkeit über wasserrechtliche Ent­

schädigungsansprüche anzustellen. Er hat daher von der 

verfassungsrechtlichen Ermächtigung nach Art. 140 Abs. 5 

zweiter Satz B-VG Gebrauch gemacht und für das Außerkraft­

treten der im Spruch angeführten Bestimmungen des WRG eine 

Frist bestimmt. Er hat jedoch diese Frist mit Rücksicht 

auf die Verpflichtung des Gesetzgebers, eine konventions­

gemäße Entscheidungszuständigkeit eines Tribunals rasch 

herzustellen (vgl. auch G 129/87 vom 16. Dezember 1987, 

Pkt. IV) mit 31. Dezember 1988 begrenzt." 

Mit dieser Begründung hat der Verfassungsgerichtshof 

- im § 34 Abs. 4 den Hinweis " (§ 117)", 

- im § 111 Abs. 4 zwel�er Satz die wortfolgen "bei der 

Wasserrechtsbehörde" sowie "die hierüber unter sinn­

gemäßer Anwendung des § 117 zu entscheiden hat", 

- im § 114 Abs. 1 die wortfolge "Entschädigungen und" 

sowie den Klammerausdruck " (Entschädigungsverfahren)", 
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- im § 117 Abs. 1 erster Satz das Wort "Entschädigungen" 

und 

- im § 117 Abs. 1 dritter Satz die Wortfolge "die Ent­

schädigung oder" als verfassungswidrig aufgehoben. 

Daraus ergibt sich die Notwendigkeit einer Neuregelung des 

Entschädigungsverfahrens im Wasserrecht. Um· die Vorteile 

der verwaltungsbehördlichen Zuständigkeit für alle mit 

einem Wasserbau verbundenen Fragen im Interesse aller Be­

teiligten so weit als möglich beizubehalten, soll eine 

bloß sukzessive Gerichtszuständigkeit eingeführt werden. 

Die Wasserrechtsbehörden erster Instanz sollen daher wie 

bisher auch zur Behandlung von Entschädigungsfragen zu­

ständig sein. Erst bei der Anfechtung der erstinstanz­

lichen Entscheidung greifen die nun unterschiedlichen Zu­

ständigkeiten: der Rechtszug gegen die Bewilligung des 

Wasserbaues, gegen die Abweisung von Einwendungen und 

gegen die Einräumung von Zwangs rechten bleibt in der Ver­

waltung unter nachprüfender Kontrolle des Verwaltungsge­

richtshofes, weil hier die Aspekte öffentlichen Interesses 

überwiegen (vgl. u.a. Erkenntnis des VfGH vom 14. 10.1987, 

B 267/86). Wer mit der wasserrechtsbehördlich festge­

setzten Entschädigung nicht zufrieden ist, kann sich nun­

mehr an das zuständige Gericht wenden, das hierüber frei 

entscheidet. Eine solche sukzessive Gerichtszuständigkeit 

erscheint, wie oben zitiert, auch dem verfassungsgerichts­

hof verfassungsrechtlich unbedenklich; hat er doch gerade 

das Fehlen einer derartigen nachfolgenden umfassenden 

prüfungs- unQ Entscheidungsmöglichkeit der Gerichte- (eines 

"tribunals") in Entschädigungsfragen als ausschlaggebend 

für seine Entscheidung bezeichnet. 
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Die vorliegende Novelle bezweckt daher, der Rechtsauffas­

sung des Verfassungsgerichtshofes Rechnung zu tragen, und 

stützt sich auf die Bundeskompetenzen gemäß Art. 10 Abs. 1 

Z 6 rZivilrechtswesen; Enteignung, soweit sie nicht Ange­

legenheiten betrifft, die in den selbständigen wirkungsbe­

reich der Länder fallen) und Z 10 (Wasserrecht, Re­

gulierung und Instandhaltung der Gewässe� zum Zwecke der 

unschädlichen Ableitung der Hochfluten oder zum Zwecke der 

Schiffahrt und Flößerei; Wildbachverbauung). 

Da keine neuen staatlichen Aufgaben vorgesehen sind, 

sondern lediglich in beschränktem Umfang bestimmte An­

gelegenheiten von der Verwaltung auf die Gerichtsbarkeit 

übertragen werden, ist eine zusätzliche Belastung des 

Bundeshaushaltes nicht zu erwarten. Die - geringfügige -

Entlastung der Verwaltung wird jedoch keineswegs die im 

Bereich der wasserwirtschaftsverwaltung bestehende Per­

sonalnot lindern helfen. Gerade in diesem Bereich besteht 

ein erhebliches vollzugsdefizit, nicht zuletzt zufolge der 

mangelnden personellen und finanziellen Ausstattung der 

Wasserrechtsbehörden (vgl. zB Gewässerschutz, Sicherung 

der Wasserversorgung, Altlastensanierung etc.). 
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Besonderer Teil 

Zu Artikel I 

Zu Z 1: Hier wird lediglich die ,vor der Entscheidung des 

Verfassungsgerichtshofes bestehende Rechtslage wiederher­

gestellt und verdeutlicht, daß auch für Entschädigungen im 

zusammenhang mit wasserschongebieten die Regelungen des 

§ 117 - nun mit sukzessiver Gerichtszuständigkeit - An­

wendung finden. 

Zu Z 2: Auch hier wird im zusammenhang mit der Einräumung 

von zwangs rechten hinsichtlich des Entschädigungsver­

fahrens die bisherige Rechtslage wiederhergestellt. An­

stelle der vom Verfassungsgerichtshof aufgehobenen Aus­

drücke wurde der ebenfalls ausreichende einfachere Hinweis 

auf § 117 in Klammer gesetzt. Eine inhaltliche Änderung 

gegenüber der früheren Rechtslage tritt damit nicht ein. 

Zu Z 3: Die Bestimmungen über bevorzugte Wasserbauten 

sollen grundlegend umgestaltet werden; eine Novelle hiezu 

ist in Vorbereitung. Als Übergangslösung muß allerdings 

bis zu deren Inkrafttreten auch in § 114 die bisherige 

Rechtslage - gesondertes Entschädigungsverfahren vor dem 

Landeshauptmann - beibehalten werden. Dies ist hier vor­

gesehen, wobei lediglich der Klammerausdruck (ltEnt­

schädigungsverfahrenlt) weggelassen und der Hinweis auf 

Übereinkommen klarer formuliert wurde. Übereinkommen 

machen ja ein Entschädigungsverfahren in jedem Fall ent­

behrlich und nicht bloß im Fall ihrer Beurkundung im Be­

willigungsbescheid. Der Klammerausdruck war insofern irre-
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führend, als der Landeshauptmann nicht bloß über die E­

ntschädigung, sondern in erster Linie auch über die Not­

wendigkeit, den Gegenstand und den Umfang von Zwangs­

rechten abzusprechen hat. 

Zu Z 4: Die vom verfassungsgerichtshof aufgehobenen Be­

stimmungen über Entschä�igungen werden in §. 117 Abs. 1 

wiedereingeführt, um damit die Behandlung von Ent­

schädigungsfragen durch die zuständigen Wasserrechtsbe­

hörden jeweils in erster Instanz zu ermöglichen. Der 

Nebensatz, daß dabei Parteien und Sachverständige zu hören 

seien, konnte als selbstverständlich entfallen; derartige 

Grundsätze enthält ohnehin schon das AVG 1950. 

Zu Z 5: Mit den neuen Abs. 4 bis 6 wird im Sinn des Er­

kenntnisses des Verfassungsgerichtshofes eine sukzessive 

Gerichtszuständigkeit eingeführt. Dabei wurden insbe­

sondere die Regelungen des Bundesstraßenrechtes als Vor­

bild genommen, wobei allerdings auch die vielfach daran 

geäußerte Kritik mitberücksichtigt wurde. 

Die sukzessive Gerichtszuständigkeit soll nicht allein bei 

Entschädigungen für die Einräumung von Zwangs rechten 

gelten, sondern auch für sonstige Ersätze, Beiträge und 

Kosten nach dem wasserrechtsgesetz 1959 und einschlägigen 

Sondervorschriften (§ 117 Abs. 1) . Dies deshalb, weil auch 

bei diesen Ersätzen, Beiträgen und Kosten die für deren 

Einstufung als zivilrechtliche Rechtsverhältnisse vom Ver­

fassungsgerichtshof als maßgeblich bezeichneten Elemente 

überwiegen. Die sukzessiv� Gerichtszuständigkeit wird da­

her insbesondere Platz greifen bei 
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- Entschädigungen für die Änderung des Grundwasserstandes 

(§ 12 Abs. 4) 

- Fischereientschädigungen (§ 15 Abs. 1) 

- Entschädigungen für projektierungskosten (§ 18 Abs. 3) 

- Beiträge und Entschädigungen für die Mitbenutzung von 

wasseran1age� (§ 19 Abs. 2 und 3) 

- Kosten für die Änderung von Anlagen (§ 20 Abs. 3) 

- Erhöhungsansprüche im Sinn des § 26 Abs. 6 zweiter Satz 

- Entschädigungen für Änderungen bei Wiederverleihung von 

Wasserrechten (§ 28 Abs. 2) 

Entschädigungen für Nutzungsbeschränkungen im Interesse 

der Wasserversorgung (§ 34 Abs. 4) 

- Kosten - Nutzen - Ausgleich bei Regulierungen (§ 42 

Abs. 2) 

- Beitragsbestimmungen zu Regulierungen (§ 44 Abs. 1) 

- Entgelte für Regulierungsneugrund (§ 46 Abs. 3) 

- Kostenbeiträge für die Instandhaltung der Gewässer (§ 47 

Abs. 2) 

- Entgelte für Gerätenutzungen in Notfällen (§ 49 Abs. 1) 

- Beitragsleistungen für fremde Wasseranlagen (§ 51) 

- Anpassungsentschädigungen (§ 52) 

- Abgeltungen für gewässerkundliche Einrichtungen (§ 58 

Abs. 3) 

- Entschädigungen für zwangsrechte (§§ 60 ff), insbes. 

o vorteilsbeiträge bei Öffentlicherklärung von 

privatgewässern (§ 61 Abs. 2) 

o Entschädigungen für Vorarbeiten (§ 62 Abs. 2) 

o Mehraufwandsersätze (§ 67 Abs. 1) 

o Entschädigungen für Mitbenutzungen (§ 68) 

o Einlösungen (§ 69) 

o Entschädigung für Rückübereignung (§ 70) 

o Entschädigung für Löschwasser (§ 71 Abs. 2) 
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o Ersätze für Betreten und Benutzen von Anlagen und 

Grundstücken (§ 72 Abs. 2) 

- Kostenaufteilung in wassergenossenschaften (§ 78 Abs. 8) 

- Beitragsnachzahlungen (§ 81 Abs. 3) 

- Beitragsleistungen von Nichtmitgliedern (§ 86 Abs. 1) 

- Entschädigungen für geringfügige Dienstbarkeiten (§ 111 

Abs. _ 4) 

- Entschädigungen bei bevorzugten Wasserbauten (§§ 114 

Abs. 1 und 115 Abs. 1) 

- Entschädigungen für nicht vollzogene Enteignung (§ 118-

Abs. 1) 

Abs. 4 stellt klar, daß gegen Entscheidungen der Wasser­

rechtsbehörden in Angelegenheiten des § 117 Abs. 1 eine 

Berufung (§ 6 3  AVG 1950) nicht zulässig ist. An die Stelle 

dieses ordentlichen Rechtsmittels tritt die Anrufung der 

Gerichte, wobei die Anrufung zur Folge hat, daß die Ent­

scheidung der Verwaltungsbehörde im Rahmen der Anrufung 

außer Kraft tritt. Damit haben es beide Teile in der Hand, 

jene Teile der verwaltungsbehördlichen Entscheidung, durch 

die sie sich nicht beschwert erachten, unangefochten zu 

lassen und damit bestimmte Sachbereiche außer Streit zu 

stellen. Als Frist für die Anrufung der Gerichte können 

drei Monate als ausreichend angesehen werden. Dies ist 

immerhin ein Mehrfaches der bisher im Verwaltungsverfahren 

bestehenden zweiwöchigen Anrufungsfrist und gibt beiden 

Teilen ausreichende Gelegenheit zu überlegen, ob sie mit 

der verwaltungsbehördlichen Entscheidung einverstanden 

sein können. Auch Gemeinden, Wasserverbänden und Wasserge­

nossenschaften ist durchaus zuzumuten, innerhalb dieser 

Dreimonatsfrist die interne Meinungs- und Willensbildung 

durchzuführen. Eine längere Anfechtungsfrist erscheint im 

Interesse der Rechtssicherheit für beide Teile nicht ver­

tretbar. 
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Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung kann - ebenfalls 

zur wahrung der Rechtssicherheit beider Teile - nicht ein­

seitig zurückgenommen werden. Beide Teile haben es aber in 

der Hand, auch während des gerichtlichen Verfahrens noch 

Übereinkommen abzuschließen oder letztlich die seiner­

zeitige verwaltungsbehördliche Entscheidung nachträglich 

doch noch zu akzeptieren. 

Abs. 5 regelt für den Fall der Einräumung von Zwangs­

rechten, daß der Enteigner das Gericht nur anrufen darf, 

wenn er die Entschädigung nicht geleistet oder sich im 

Fall der Leistung die Anrufung des Gerichtes ausdrücklich 

vorbehalten hat. Damit soll einerseits dem Enteigner die 

vorzeitige Inanspruchnahme des zwangsrechtes im Sinn des 

§ 118 Abs. 3 ermöglicht, andererseits aber im Interesse 

des Betroffenen entsprechende Klarheit über zu erwartende 

Anfechtungen geschaffen werden. Abs. 5 gilt allerdings nur · 

für Entschädigungen im eigentlichen Sinn , nicht aber für 

Ersätze, Beiträge und Kosten ( §  117 Abs. 1) , weil dort die 

Rechtsbeziehungen anders gestaltet sind. 

Gemäß Abs. 6 ist jenes Bezirksgericht zuständig, in dessen 

Sprengel sich die Liegenschaft oder Anlage befindet, die 

enteignet oder belastet wird, oder die für die Bemessung 

von Ersätzen, Beiträgen und Kosten maßgeblich ist. Damit 

ist eine entsprechende Anknüpfungsregel für alle im Was­

serrechtsgesetz geregelten Fälle des § 117 Abs. 1 (siehe 

oben) getroffen. Das gerichtliche Verfahren orientiert 

sich am Eisenbahn-Enteignungsgesetz. Abweichende Rege­

lungen erscheinen nicht erforderlich. 

Zu Z 6: Durch die in Z 5 getroffene Neuregelung ist eine 

KlarsteIlung auch in § 118 Abs. 3 geboten. 
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Zu Z 7: Hier wird die Vollziehungsklausel des WRG 1959 an 

die in der vorliegenden Novelle vorgesehene Ergänzung des 

§ 117 angepaßt. 

Zu Artikel I I  

Für die im Zeitpunkt des Wechsels der zuständigkeit von 

der Verwaltung auf die Gerichtsbarkeit anhängigen ver­

waltungsbehördlichen Rechtsmittelverfahren mußte eine den 

Interessen der Parteien entsprechende Lösung gefunden 

werden. Hier wird nun aus der durch die Berufung ausge­

drückten Unzufriedenheit der Partei mit der erstinstanz­

lichen Entscheidung heraus eine Anrufung der Gerichte 

fingiert. Die Behörden werden daher die einschlägigen 

Akten unmittelbar dem zuständigen Gericht zu übermitteln 

haben; eine bescheidmäßige Erledigung (Zurückweisung wegen 

nunmehriger Unzuständigkeit) entfällt. Im Interesse der 

Parteien ist ihnen allerdings von der Abtretung der Sache 

schriftlich Kenntnis zu geben. 

Zu Artikel I I I  

Die Vollziehung orientiert sich an der im allgemeinen Teil 

erwähnten Kompetenzlage. 
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Zu Artikel IV 

Die vom verfassungsgerichtshof aufgehobenen Bestimmungen 

treten (erst) mit Ablauf des 31. Dezember 1988 außer 

Kraft. Die Neuregelung muß daher nahtlos an die bis dahin 

geltende Rechtslage anschließen und mit 1. Jänner 1989 in 

Kraft treten. 
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T e x  t g e  g e n ü b e  r s  t e l l  u n  g 

Geltender Text 

• 34. Sch U l z  von Wu�erve uorl u ng � a n l a g e n  

( I )  Zum Schuue von Wuacrverwrgungsanlillen gegen 
VenlDreinilunl (I 30 Ab6. 2) oder legen eine Beemlrachlillung 
ihrer Eraiebiakeil kann die zur Dewillillunl die5Cr Anlallen zu­
lUindilc WlII5Crrcchl,bchörde - zum SchUlze von nichl bcwilli­
luopplbchullen WlII5Crvenorlunlslanlallen die Bezirksverwlal­
luopbchörde - durch Dew:heid bcliOndere Anordnunlen über die 
Bewiruchahunll oder IOn51ille Denuuung von Grundslucken und 
Gcwäalcm lreHen, die ErrIChiuni beslimmler Anillgen unlersa­
len und enliprechende Schuullebiele beslimmen. Dllruber hinllub 
kann - nach Anhöruni der lIe5Culicher Inleressc:nverlrelunllen -

auch der Bel rieb be51ehender Anlalen und Unh:rnehmunllen im 
nOlwendilen Ausmaß einlleschränkl werden . 

(2) Zum Schuu von Wllsscrverwrlunll�anlagen, dercn He­
willillunll in die Zusländillkeil des Landcshauplmannes oder dc� 
Dundelminisleriums für l.and- und Forslwiraschah (§§ 'J'J und 
100) fäIIl, kann die Wuacrrcchll.behorde dun:h Verordnunl be­
IU_n, daß in einem näher zu bezeichnenden Teale des Eln­
zUPlebiclel (GrundwlUi6er�onllcblel, Schonlewilllll4:')  MaÜ­

nahmen, die aul die Be...:hallenheil, hglchlgkell oder SpielcllIlIe 
des Wasse,vo,"ommcns einzuwlrkcn v.:,mllgen, vor ihrer Durch­
I·uhrung d.:r Wasserrcchlsbehorde anLuLcigen sind oder der WIII­

�clfechllichcn Bewilligung bcdurfen. I II.:bcl isl cs lauch zuläliliil, 
du: wasserrechlliche Bewilligung LU baullchcn Einllriffen jeder 
Ara, LU l.agerungcn odcr zur Vcrwcndung elllLc1ner, du: DCliO.:hllf­
fenheil des Gewässers gc:lllhrdender Sioffe an die Wahruni be­
slimmler wasscrwlfIschatllichcr Ocsu:hl 'Jun"lc zu bmtJcn. 

( 1 )  Anlcigeplll.:hligc Maünahmcn tAbs 2) sind, wweil CI 

zum Schulle der Wasscrvcrsurgung nlllwcndig Isl und den von der 
Behorde milgelelhcn Hcden"cn lU.:hl Rc.:hnung gcuagcn wird, 
binncn Lwei Monalen na.:h l'inlangen der Anlcigc von der WIIS­
scrrechlsbehorde zu unlersagen. Eine na.:h Abs. 2 erforderliche 
wasscrre.:hlliche Bewilligung darl nu, �Il w"" erh:ih werden, 1111 
"im: Gefährdung der WIa�servc,.orgung nach fllchmanniw:her 
Vorllus�lchl vermlcdcn werdcn "ilnn. 

(4) Wer nlach den vllrslehenden Be�lImmungen scine 
Grund�lu.:"e und Anllagcn lUch I wcller aut die Arl .. der m dem 
Umfangc nullen "ann, WIC c� Ihm aut (irund beslchcnder Rechle 
zusieh I,  iSI dahir v .. m Was..:,bcrcchllglcn angcmesscn LU enl­
schIIdigen (§ 1 1 7 )  

(5 )  Aut Anuag der Wa»errc.:hbbchordc sllld die �Ich IIW. 

ihren Anordnungcn e,gebcnden Ik.dlfan"ungen im Grundbuch 
crsichlhch LU machen. 

(b) Sowell Mlaünahmen und Anlagen. the eine Wabscrver­
.orgung im Sinne: der vur.lchenden B"slimmunge:n beelßlrächli­
gcn "onncn, dcn Gegcnsland cine> b"hmdlichen Vcrfllhren. bil­
dcn, hai das Iß Bel'ildll ""mmcnde Wa.�ervcrsorgunpunler­
nchlllcn .Klcr du: in Bcll adll .... mmcndc GClUcllldc Parleislellung 
im Sinnc des § K AVG. 1 'J)1l 

Aufgehobener Text 

(4 )  Wer nach dcn vorslehcnden Hcsllllllllungen seine 
(jrundsluc"e und Anlllgcn IUchl weller auf dlc Arl .. der 111 dem 
Umfllngc nullen "ann, wie cs ihm auf Grund heslchcnder Rech .. : 
zush:hl. isl dafur vllm Wasserbc,c.:hllglcn ang"lIIc»cn lU elll­
schadlgen . 

Vorgeschlagener Text 

Dem S 3 4  Abi . 4 wi rd d e r  H i nwe i l  " ( 5  1 1 7 ) "  ange f ü g t .  
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!i 1 1 1 . I II h .. 1 I  I lJ e I  JI ..: w l l l l g u n g  

( I )  Nadl H..:..:nl,lIgullll . .  11..:, .:, I . .  ,J.:, lIdl':lI l:lhchulIg":lI UIIJ 
Ve,h .. IIJlullgell h .. , Jie W .. "ell edll,b.:htllJe . wellil 0.1 .. , A II�u­
o.:hcll lllo.:hl .. b U/l/ula" 'g .. llIuw":"":1I "'.  uher l '1II' .. lIg ulIJ An dc:, 
LJnle, "dllll..:n, ulld Ji..: V"" ,hili LU ..:. lullell<lo.: lI Bel.ltnguilgen LU 
..:rkellll..:n, Der AU"III uo.:h ub..:r llle N,, ',," clldlg!.eu. dCII Gegen­
,'anJ UIIJ l hlliang vlln I.w'lIlll" eo.:hl<:l1 (� oll) hai nach Milghch­
!.eU in Jem.elhen He�h":IJc, """' lIlIl g,,,,,"Jerlelll He.cheiJe zu 
crf"lgclI , Alle nao.:h den Ik,lImlllullllell d,ne, AIl,alle, ergehen­
den De�helJe ,ind bel """,igel Nlo.:hllgkcll ...:hnlllleh LU erlas­
�..:n 

( 2 )  Da, emge,aulllie M .. ü dei W .. "e,hellu'lulIg llluü 1111 Oe­
�helJe Juro.:h eme gell aue H.:,duelhullg Jer Iur Wa" e,"uhrung 
JlenenJen Vm",:llIung..:n (SI"uw.:r !. ,  ( )her, .. II. S.hJcu,en. fluJer. 
Kanal. �"hrJcllulIg. AU'llleld"h"'!.':1I UIIJ aIlJere,) ".wie aller 
'01'" maÜgehenJell Te.1e ,Ie, AIII"Il":. lI"h,:,,,"dere der h)'Jrolllo­
.mi...:hen Elnri.hlllilg ulI<I Allgab..: <le, (ieb, auch'Leilen. le,'ge­
.elll werJ..:n, Da. M .. ü 0.1..:, Jur Uellul/ullll .... mlllenJcn WII • ..:r­
Illellllc i.,. "'WCI' IUllhdl, audl L.lkl illnaÜ.g du,,:h .. c.be'JUng 
Jc. Jula"'gcn t 1och.'aUMnaüe, LU h..:gr":IILell Bel Wa .. e l k nd.an­
lall":l1 ,,"0.1 d,c �ohlallhohe. d.e S'alloll,fallhlihc unJ JIC CInLU­
hauclI<lc Le,,'ullg 'ow • ..: w"lIIlIllllo.:h ..... :h da. J allu:,arllClbvcIIJl()­
Ilell anJUllellCll 

( .I )  Alle 1111 l.ull ';&11":' w .. "el l eo.:h.hd,ell Verlahrell' geuo'­
kn":l1 ()/l..:rellllwlIIlII":lI '111<1 1111 Ul!>dle.dc: LU /lcurkuII<len OllCr 
.he Au,tellung UIIJ �edlhwu"' Ullllell ellle, ,ol.'hen ObereIllL"III­
/IIe,,, hai .111 Sl/ell, .. lIe J,e W ... ,eIl CL'hhhchurJc IU enbl'he.<lell, 
",Ie," <len ( ;elle'''',IIIJ lll!> ()he.clII .... llllllell' �cdlhvcrhal.lII .. e 
h.l"ell,  IU <le. ell l{egclulIll 1111 1 ' lIbo.:h,,"lulIll,wcg.: J.e W .... er­
r..:o.:hbh..:h ..... ., 111 I : r llldnllclullg ellle, Ohe,eIllL.'lIIlIIell' lU,"IUJ'1I 
gcwc�t.:n Wal l: ,  

(4) HaI lieh im Verfahren ergeben, JaÜ die bewilllgle A II­
la,e " ....... Qrund in einem fin den Oe.roftenen unerhebllo.:h.:n 
All8lNll la AAlpruch nimm., und iSI wed.:r vom (irundeigen.u­
mcr eiDc Eiaweodun, erhoben noch von Jie,c:m oder vom Oc:wil­
Ii,unpwelbcr ein Anlras Ituf lIuMJrud,hche bnraumung ein.:r 
Oienatbarkeil nada I 63 lil . b ses.elll noch c:ine auMJruckli.he 
Vereinbarun, über die Einräumuns einer sokhen g':lruffen wor­
den, 10 ial mil der Eneiluns der waSliCrrechlhchc:n Bewilligung 0.1,,,: 
erforderliche Oienilbukeil im Sinne des § 63 lil, b als emgeraulII' 
anzusehen, AJlfällise EnlschädisunSSilnsprüche aus d.e,elll 
Grunde können in Ennanselun, einer Übereinkunft binnc:n Jah­
reifrill nach Feniss.elluns der Anlase bei der Wa.scrrechbbe­
börde seilend semachi werden, die hierüber unler sinllgemaÜer 
Anwenduns des I 1 1 7 zu enlschelden haI. 

(4) HaI lieh im Vc:rfilhren ergebc:n, daÜ die bewilllg.e AII­
laac "C4DdcII Qrund in C:inem filr den Oelrolknen unc:rhebli.:h..:n 
All8lNll la .\AIpruch nimml, und iSI wed.:r vom (Jrundeigenlu­
mcr eiDc EiawcodunS erhoben noch von die,em uJer vom Oew.l­
li,UDpWCIbcr ein Anultl iluf iluMJruc ...... :he Elllraulllung eUler 
Oienatbarkeil nada I 63 lil , b 8e51elll nuch eine au.druck"ch.: 
Vereinbarun, über die Einrilumung einer solchc:n gelruft.:n wor­
den, 10 isl mit der Eneiluns der wasscrrechllichen OewiJligung die 
erforderliche Oien$lbarkeil im Sinne des § 63 lil. b ab eingeraulIIl 
anzusehen, AJlfällile Enlschädisuns.an5pniche au. d.e,clII 
Grunde können in Ennanseluns einer Übereinkunft binnen Jah­
reatrill nach FeniS5lelluns der Anlase 

seilend semachl werden, Oe. S 1 1 1  Aba . 4 z we i t a r  S a t z  w i rd d e r  H i nwe i a  

" ( S 1 1 7 ' "  a n g e t üg t . 
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1 114. B e w il l iguna b e l/ o r l u g l e r  W a uc: r b iS u l e n  

( I )  I m  Verfahren über bel/orLuale Was..:rbaulcn ( §  WH 
Ab6. 2) iail über die NOlwendigkeil, den Geaenslilßd und den UIII­
fana I/on Zwanprechlen (§ 60) sowie über die den beuoffenen 
Drillen zu leiSlenden EnlSchadiaunaen und Heilraae Ui 1 1 7 )  crsl 
nach Eneiluna der wanerrechllichen Hewilliaung - soweil nichl 
schon im Bewilliaungsbescheid Obereinkolllmen beurkundel oder 
aU$ öffenllichen Rucbichlen Verfugunaen aelroffen wurd"n - in 
einem aesondenen Verfahren (Enlsehidlaungsverfahr"n) VUIII 
Landeshauplmann LU I/erhandeln und ablusprech"n. 

(2) Vor Eneilung der Hewilliauna isl ein" lIIundl .. :h" Ver. 
handlung nur dann crlol·dclhch. wcnll 'iC enl weder I/om Unler­
lIehmer ausdrul'khch vcrlallgl ,ldcl VUII dcr &hörde für not wen­
dia erachlel wird. § W7 Ahs. 1. lindcl kcine Anwenduna. 

(J)  DIC crlcillc Hcwllligung schheßI alle für die Ausführuna 
dcr Anlagc crlurdcrlichcn bchordhchcn ( .  :nchmiaunaen in »ich. 

1 1 17. E n hch ad i gu n g en und U e l l r a g e  

( I )  Ober die fflichl Lur Lel.lung vun EnlschadigungclI. b ­
sälLcn, Beiuagen und Koslen, d .. : el\lwcd"r in dic."m Uundesge· 
seIL tldcr in dcn für die fflege und Abwehr bc:.llmllllcr ( je wa»er 
aellenden Sunderl/ur.chnhen vorgcschen sllld. cnlschcldel . •  u­
fern dieses Bunde.gesell ( § §  1 11  Ab •. I> und 2b) ,lder die bc:ard· 

kndc Sundcrvurschnh IIIclu. andclc, besllnunl, dIe Wa�r­
rcchbhchorde. Vur dCI blbcbcldllng slfId die Parleien und we­
IlIgslcn. elll Sachvc"landlger LU hmcn; hlcbei iSI auch zu prüfen, 
uh SOlch· udcr Gcldlt:l.tungen 1c,lLu,cllcn 'lfId. In der Enlschci­
dung 1,1 aUS/llsprcchcn. ub. In welchcr Ihihe. auf welche An und 
in welchcr Frbl dic Enbchadlgung u,Jer dcr Uciuilg lu h:islen Isl. 
(icbulencnlilll. I.linncn wlederkchrendc Lelsl Ungcn und die Si­
cherslellung kunhiger LCI.lUngcn angcurdnci sowie die Nllchprü­
fung und .lßdcrwelllge Fe.bellung na"h he.timnllen Zeitraumen 
vurbehahcn wcrdcn . 

( 2 )  Hei A n.uchcn UIII VCl lclhung clncr wassc:rrcchth;;hen 
Uewilhgung oder UIII bnraulllung CUlC. Zwang.rc"hh:' .ind dIe 
illl Ab •. I belei"hnelcn LCI.lungen 111 der Kegel sehun in dem 
übcr da. An.uchen ergchcndcn 8cscheldc feSllusetzcn und nur, 
wcnn dlc, nicht miigl .. :h ISI. hlßncn angcmcssencr. cin Jahr nichl 
überschrcitcnder F'n.1 durch NachHagshcscheid IU bestimmen. 
Dlc.em NachHagsbc.dlClllc hai CIfIC cigcne lIIundhchc Verhand­
lung (§ 1 117) vuranLugcllclI.  

(.1 )  bne I'artcl. dei eIlII: blt><:hadigullg Ulllcr Vurbeilltit der 
Nachprulung luerkallnl wurde. kallll J"derzclI - alsu iluch uhnc 
K uckslclll auf Im Silln.: dc. Ab. I bc.lllnlllt" Zcitraullle - ellle 
Nachprulllng LWccks alllalhg.:r NCIlIc.lsellung dcr Enlschildillung 
'erlanllell ('UI den Ku,lenC""" hndel lfI dlcscm I'allc § 1 2 1  

h, 1. Allw.:ndung. 

( I )  Im Verfahren über bel/orLugle Was..:rballlcn (§ WH 
AlM;. 2) iil über die NOlwendiakeil, den Gegen�land und den UIII­
fana I/on Zwanasrechlen (§ 60) sowie über die den beuoffenen 
Drillen zu lei»lenden . Hciuiae ( §  1 1 7)  ersl 
nach Eneilung der wasserrechdichen Bewilligung - soweil nicht 
schon im Bewilligunpbescheid Ubereinkommen beurkundel ,lder 
aU$ öffentlichen Rücbichten Vcrfügunaen geuoffcn wurdcn - Iß 
einem gesondenen Verfahren VUIII 
Landcshauplmann LU l/erh.U\deln und abLusprechcn. 

( I )  Ober die PfIlchl Lur LClstllng I/un b· 
salLen, Uciuagcn und KUSh!n, dlc entwcdcr in dl"SCIII lIullllcsge· 
seIL ,lder lfI dc:n fur dlc fflcge und Abwdu bc:.lllllnller ( ie wa.ser 
acltenden Sundervursehrihen v,ugcsehen smd. cnls.:lleldel .  'u­
fern dieses Hunde.gesclL ( § §  1 11  Abs. b und 21» ,ldcr dic hcud· 

Icndc Sondcrvursdlflll IIIchh "nderc, heslIlIIlIIl ,  die Was..:r­
I'edll,hduirdc V .... dei hll,dleldung sllld dic Parteien und wc­
nig,tellS ein Sadlver,landlger LII huren;  luebei isl auch LU prufcn, 
uh Sadl' uder ( iddlcblllngcn tc,l/u,clLen 'lIId. In der Entschei­
dung Isl aUSlu'prcchcn, oh. 111 weld"·1  I hihe, auf welchc Art ulld 
111 wdchcr h i,t dei Beitrag lU ICI.lcn ISI, 
( icbolcnenlalls LIHlllen wlcderkehrendc l."I.lulllle:n und die Si­
chcrstdlung Iwnhiger l .elSlungen allgeurdnci sowie: die Nllchpru­
fung ulld andc rwC:lligc l-e'helLung nach hc,limnllen Zeilraumen 
v",behahen werdcn. 

S 1 1 .  Ab • .  1 l . u t. t :  

" ( 1 )  I a  V. r t. h r . n  üb. r bevo r z u g t .  Wa • • •  r b . u t . n  ( 5  1 0 0  

A b  • •  2 )  i . t  übe r d i e  Notwend i gk . i t ,  d . n  G. ge n l t and und de 

Umf . n g  von Zw.n g a r e c h t e n  ( 5  60 ) aowi. übe r be t r o f f . n e n  

D r i t t e n  z u  l e i s t e nde En t l chädi gung . n  u n d  Be i t r äg. ( 5  1 1 7 ) 

e r a t  n . c h  E r te i l un g  de r w • • • •  r r . c ht l i ch.n B.wi l l i gung _ 

lowe i t  n i c h t  Obe r . i n k o  .. en od. r ia B.wi l l i gu n g l b. l c h. i d  

aUI ö f f e n t l i chen Rüc k s i c h t e n  ve r fügungen g e t r o f f e n  wu r d e n  

- i n  o i nem g. londe r t e n  Ve r f a h r e n  v o m  Landeshaup tmann zu 

v e r ha nde l n  und a b z u s p r e c h e n . "  

5 1 1 7  Ab s .  1 l a u t e t :  

" ( 1 )  Obe r d i e  p f l i c h t  z u r  Le i s t u ng von E n t s c h ä d i gung e n ,  

E r s ä t z e n ,  Be i t r ä g e n  und K o s t e n ,  d i e  e n twed e r  i n  d i e a e m  

Bunde s ge s e t z  ode r i n  d e n  f ü r  d i e  p f l e ge u n d  Abwe h r  b e ­

s t i mm t e r  Gewä s s e r  g e l tenden Sonde r v o r s c h r i f t e n  v o r ge a e h e n  

s i nd , e n t s c h e i de t ,  s o f e r n  d i e s e s  Bunde a ge s e t z  ( 5 5 1 8  

Abs . 6 und 2 6 ) ode r d i e  be t r e f f ende Sonde r vo r s c hr i f t 

n i c h t s  ande r e s  be s t i mm t , d i e  Was a e r r e c h t a behörde . I n  de r 

E n t S C he i dung i s t a u s z u s p r e che n ,  o b ,  i n  we l c h. r r o r m  ( S a c h ­

od e r  Ge l d l e i a t u n g ) ,  a u f  we l c he A r t , i n  we l c he r Höhe und 

i nn e r h a l b  we l c he r F r i s t d i e  Le i l tung z u  e r b r i ngen i a t .  

Gebo t e ne n f a l l s  k önnen auch w i ede r k e h r e nde L e i l tungen und 

d i e  S i c he r s t e l l un g  kün f t i ge r  Le i s t ungen v o r ge s e h e n  s ow i e  

d i e  Nachp r ü fung und a nd e r we i t i g e F e . t l e gung nach b e ­

s t i mm t e n  Z e i t r ä umen v o r be h a l t e n  werden . "  
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Dem S 1 1 7  we r d e n  f o l g ende Aba . 4 b i l  6 a n g e f üg t :  

" ( 4 )  Gegen Ent l che i dungen d e r  Wa l a e r r e c h tlbehörde n a c h  

Ab i . 1 t.t  e i n e  B e r u fung n i ch t  z u l ä l l i g . D i e  E n t l che i dung 

t r i t t aul.r K ra f t ,  lowe i t  vor Ab l a u f  von d r e i  Mona ten nacl 

Z U l t e l lung de. aelche i d e a  d i e  ge r i ch t l i c he E n t l che idung 

be a n t r ag t  w i r d .  De r An t r ag a u f  g e r i ch t l i che E n t l c he i dung 

k a nn ohne Z U l t i m.ung de i An t r a g agegne r l  n i ch t  z u r ü c k g e ­

no .. en w e r de n . a e i  Z u r ü c k nahme dei An t r ag e l  g i l t  mange l l  

ande rwe i t i g e r  ve r e i nba rungen d i e  waale r r e ch t abehö rd l i ch 

f e a t ge l eg te Le i a t ung a l l  ve r e i nba r t . 

( 5 )  De r du r c h  d i e  E i n r äumung e i n e s  Zwang. r e c h t e s  B e ­

gü n s t i g t e  kann d a s  Ge r i ch t  n i c h t  a n r u f e n , w e n n  e r  d i e  wa l ­
s e r r e c h t sbeh ö r d l i c h f e s t ge s e t z t e L e i s tung e r b r a c h t  ha t ,  

ohne s i c h s pä t e s t e n s  g l e i c h z e i t i g  a u s d r ü c k l i c h d i e  An­

r u f ung des Ge r i c h t e s  v o r be h a l t e n  zu habe n . 

( 6 )  Z u s t ä nd i g  i s t j e n e s  B e z i r k s ge r i c h t ,  i n  d e s s e n S p r e n g e l  

s i c h  de r G e ge n s t a nd d e r  Ent e i gnung ode r  Be l a s t ung ode r  de i 

f ü r  d i e  re s t l e gung von E r s ä t z e n ,  B e i t r ä g e n  und K o s t e n  maß­

g e b l i che G e g e n s t a nd be f i nde t .  Au f das Ve r f a h r e n f i nden d i .  

Be s t i mmungen d e s  E i senbahn-En t e i gnung . ge s e t z e .  1 9 5 4 , BGB 1 . 

N r .  7 1 ,  s i nngemäße Anwendung . "  
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Ii 1 18. l" r m i l l i u n g  u n d  I : n l r l . h l u n g  d e r  I' n l S c h a d i g u n ll  
b C I  E i n r a u m u n g  v O ll Z w a ll g  , rc", h l c n  

( I )  Ikl Ernulliung d.r Enl�hadlgunll lur dlc bnraumulIlI 
von /.wdllg>ro:dllcn >lIId d,c V .. r�hllllell dcr lili 4 bIS 7 de:. b­
>c:nbahnenlclgllulIg>gc,clie, 1 '15-&. lU iUl .  Nr.  7 1 .  dcm Sinllc ..... :h 
allluwcndcn. Dlc h i.l lur die LelSlung clncr 111 (ic:ld be.lchcndcn 
Enl>.:hadillung IIdcr . wcnn .Ie 111 h,rm cincr Itcnlc lU cnlru:hlcn 
i.1 - lur Ihre: S",her'lellung darl IlIdll mehr ab LW"I Monale V"" 
dem :tellpullk l  all belI alelI. 111 dem die 1:lIIelgllulIg ulld die Ho; · 
slIllIllIung der EIII�hadlgulIg lII lt"dll.lLrall erwach>C:1I 'lIId. VUIII 

Fälliakei ..... an sind dlc gcse:lzhchcn VcrzugSlIll>c:n IU elllm:h· 
ten. Allda kann der Emeillnclc. wcnn dic En .. .:hadigung nichl 
redllzeilla .eleiitel oder .ichcrge.lc:lh wird. bei der Wa»er­
rechtlbohörde die Aufhebung dcr Enlcignung und eine angeme.­
lene Eolldliidi.unll für dic im l li nbhdo: auf das Ellh!lgnungscr­
kennlnii unterlauene Benulzung dcs Gcgcnslandc. dcr EIlIClg­
nunl .,erlan.en. 

(2) Wird eine lielenschBft cnleigncl. su i.1 cin Oberell\­
kommen über die Höhe der Enl�hädigung nur lulassig. wenll 
nichl einem Drillen auf Grund eines dinglichen Ite.:hle. CIII An­
spruch auf Befriedigunl am der Enlschädigung luslehl lider wellll 
die Personen, denen ein solcher Anspruch zuslchl. de:m Obc:rclII­
kommen in einer öffenllichen oder beglaubillen Urk ullde LU­
iUimmcn oder wenn bei leilweilier Enlcignung eines Grundbuch· 
körpers die Hypotheken Irol2 der Abtrennung die dem !i 1 37-& 
ABGB. enllprecbendc Sicherheil behaltcn und andere dlllgh.:he 
Rechlc in ihrcr Sicherhcil offenbar nichl gef.hrdel werde:n. 

(l) Eine Enleignung darf außer dem Fall elller andcrwe:lIl­
len lüllichen Vcreinbarung crst nach Rc:chbkraft de:s 1Omelg­
nunpbcacheides und nach lci�lung oder Sicherslcllung de:r 1Onl­
schädilunl vollz0lcn wcrdcn. Isl dic Emschlidigung 1I<)I:h nichl 
rcchlskräftig beslimml, so genugl es. wenn sie in der Vlln der er­
ilcn Instanz fCit'Clicl2lcn Höhe bei Gerichl erle 111 wurde:. 

(4) BClitchen an der von der Enlci,nunll belruftcne:n L.le:­
ICllliChaft dinaliche Rechle DrIller , so ISI de:r Enlschiidigung.be ­
tral bei jencm Bczirkslcrichlc zu crlegcn. in desscn Sprcngel .ich 
die üCllcnschaft befindei. Der erleglc Dei rag iSI Vllm Dczirk.ge­
richl in sinngemli8c:r Anwendung dcr Deslimmungen der Exe:ku­
lionsordnung über dlc Vcncilung de. bei cincr Zwangsver.Ie:lge: · 
rung erzielten Mei51bols zur Dcfriedigung dcr Anspnil:he der 
dinllich Berechtiglen zu verwendcn. Von dem Erlage: de:. bll­
schiidigunpbelrages bei Gcrichl 151 abzuschen. wenn die lIuf der 
Licgcnschaft cinvcrlcibtcn Hypulheken unllellchlel elllcr lellwel' 
len Enleignung die dem § 1 314 ABGB. enlsprcchcnde SIcherheil 
behaltcn und andere dlllghche Itechle in ihrer SlcherhclI ullenbar 
nichl gdlihrdet werden, ode:r wenn alle dlllgheh Bcrechllglen auf 
den Erlal verzichlen. 

I m  S 1 1 8  Abs . 3 zwe i t e r  S a t z  we rden d i e  Wo r t e  " e r s t e n  

I n s t a n z ·  d u r ch d a s  Wo r t  · Wa s s e r r e c h t a b e h ö r d e "  e r s e t z t .  
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. ...... Vollzull5lL! a u 5 c l  

Mit de r  Vollzicbung dicw:a BundesacsclZcli und dcr zu Cln­
zelneo Beatimmuoacn crI_neo AulifübrunlsaeliClZc der 14ndcr 
iat der Buodeamioiater für Land- und Forstwiruchah im Einvcr­
nehmen mit den betciliaten Bundesministern betraut. Durchfüh­
runpverordounaen, die lieh auf die AUlführungsbeslimmungen 
der in dea 11 36 und 43 vorgesehenen LandesgesclZe beziehcn, 
bedürfco des vorhcriacn Einvernehmens mit den betreffenden 
Landcareaieruo&eo. 

S 1 4 4  e r s t e r  S a t z  l a u t e t :  

" M i t de r Vo l l z i e hung d i e se s  Bunde . ge . e t z e .  und d e r  z u  

e i n z e l n e n  B e s t i mmungen e r l a s senen Au s f Uh r un g s g e s e t z e  d. 

L ä nde r i s t  de r Bunde s m i n i s t e r  für Land- und F o r s t w i r t ­

s c h a f t  i m  E i nve r n e h.e n m i t  den be t e i l i g t e n  Bunde s ­

m i n i s t e r n ,  a i t  d e r  Vo l l z i ehung d e s  S 1 1 7  Abs . 5 und 6 

de r Bunde •• ini.ter tür Ju s t i z  be t r a u t . "  
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